Deutsdier Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2248 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

8 — 55109 — 4467/60 


Bonn, den 24, November 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes zum Zweiten Abkom- 
men vom 16. August 1960 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika über gewisse Angele- 
genheiten, die sich aus der Bereinigung deut- 
scher Dollarbonds ergeben 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Ein Abdruck des Abkommens nebst Anlage in deutscher und 
englischer Sprache liegen diesem Schreiben bei. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 28. Oktober 1960 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

In Artikel 3 ist nachstehender Absatz 2 einzufügen: 

„(2) Vorschriften, die eine Inanspruchnahme des Schuld- 
ners wegen seiner Verbindlichkeiten bis auf weiteres aus- 
schließen, bleiben unberührt." 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 


Druck: Bundesdrudcerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54. Telefon 35 51 
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Begründung 

Artikel 3 soll nur die Zuständigkeit des Gerichts im Geltungs- 
bereich des Gesetzes regeln. Es erscheint notwendig, klarzu- 
stellen, daß Vorschriften, die eine Inanspruchnahme des 
Schuldners wegen seiner Verbindlichkeiten bis auf weiteres 
ausschließen (z. B. § 9 der Fünfunddreißigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umstcllungsgesetz) unberührt bleiben. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Gegen die vom Bundesrat vorgeschlagene Ergänzung erhebt 
die Bundesregierung keine Einwendungen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Entwurf eines Gesetzes 
zum Zweiten Abkommen vom 16. August 1960 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über gewisse Angelegenheiten, die sich aus der Bereinigung 
deutscher Dollarbonds ergeben 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Zustimmung zum Abkommen 

Dem in Bonn am 16. August 1960 Unterzeichneten 
Zweiten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika über gewisse Angelegenheiten, die sich aus der 
Bereinigung deutscher Dollarbonds ergeben, wird 
zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 

Durchführungsvorschriften zum Abkommen 

(1) Für Düllarbonds, die im Verzeichnis zu Arti- 
kel I Abs. 1 des Abkommens aufgeführt sind, gelten 
die Vorschriften der Dreizehnten Durchführungsver- 
ordnung zum Befeinigungsgesetz für deutsche Aus- 
landsbonds (Endgültige Verwaltungsabgabe) vom 
10. November 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 682) mit der 
Maßgabe, daß die von den Ausstellern nach § 1 
dieser Verordnung zu entrichtende Verwaltungsab- 
gabe für das Bereinigungsverfahren vier vom Hun- 
dert des Bemessungsbetrages beträgt; für Dollar- 
bonds, die im Verzeichnis unter Nummer 1 aufge- 
führt sind, ist die Verwaltungsabgabe von den 
Garanten zu entrichten. 

(2) Für Dollarbonds, die in dem in Absatz 1 

genannten Verzeichnis unter Nummer 1 aufgeführt 
sind, gelten die Vorschriften des Auslandsbonds- 
Entschädigungsgesetzes vom 10. März 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 177) mit der Maßgabe, daß die Lei- 
stungspflicht gegenüber Entschädigungsberechtigten 
(§ 5 Abs. 1 des Auslandsbonds-Entschädigungs- 

gesetzes) zwei Monate nach Ablauf der Anmelde- 
frist, frühestens jedoch zwei Monate nach Abgabe 
des Regelungsangebotes der Garanten beginnt. 

Artikel 3 

Konkursrechtliche Vorschriften 

(1) über das im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
befindliche Vermögen von juristischen Personen, die 
am 8. Mai 1945 ihren Sitz im Deutschen Reich inner- 
halb seiner Grenzen vom 31. Dezember 1937 gehabt 
haben und die im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
weder eine gewerbliche Niederlassung noch einen 


allgemeinen Gerichtsstand haben, findet ein Kon- 
kursverfahren auch dann statt, wenn die Voraus- 
setzungen des § 238 Abs. 2 der Konkursordnung 
nicht gegeben sind. Für das Verfahren ist das Amts- 
gericht ausschließlich zuständig, in dessen Bezirk 
sich das Vermögen befindet. 

(2) Die Kosten der Bereinigung, die von den Aus- 
stellern von Auslandsbonds nach §§ 63, 64 des 
Bereinigungsgesetzes für deutsche Auslandsbonds 
vom 25. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 553) zu 
tragen sind, gelten im Falle der Konkurseröffnung 
über das Vermögen der Aussteller als Massekosten 
im Sinne des § 58 Nr. 2 der Konkursordnung. 

Artikel 4 

Nachträgliche Erteilung von Feststcllungsbescheiden 

(1) Auslandsbonds, für die nach §§ 4, 37 des 
Bereiiiigungsgeselzes für deutsdie Auslandsbonds 
ein Feststeilungsbescheid beansprucht wird, können 
nachträglich angemeldct werden, wenn die Versäu- 
mung der Anmcldefrisleii (§ 37 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 21 Abs. 1 des Bereinigungsgesetzes für deut- 
sche Ausiandsbonds) nicht auf eigener grober Fahr- 
lässigkeit des Anmeldeberechtigten beruht. Ist eine 
frühere Anmeldung wegen Fristversäumung abge- 
lehnt worden, so kann die Anmeldung unter der in 
Satz 1 genannten Voraussetzung wiederholt werden. 

(2) Entschädigungsansprüche aus Feststellungsbe- 
scheiden, die auf eine nachträgliche Anmeldung nach 
Absatz 1 erteilt werden, können nicht geltend ge- 
macht werden, soweit dies zu einer Beeinträchtigung 
der Entschädigungsansprüche nach §§52 bis 54 des 
Bereinigungsgesetzes für deutsche Auslandsbonds 
führen würde. Sie sind insoweit ausgeschlossen, als 
ihre Berücksichtigung den Aussteller nach § 53 
Abs. 2 oder nach § 54 Abs. 2 des Bereinigungs- 
gesetzes für deutsche Auslandsbonds zu Kürzungen 
berechtigen würde; ein Ausschluß des Kürzungs- 
rechts nach § 6 Abs. 1 des Aiislandsbonds-Entschädi- 
gungsgesetzes bleibt dabei außer Betracht. 

(3) Für die in Absatz 2 genannten Entschädigungs- 
ansprüche gelten die Vorschriften des Auslands- 
bonds-Entschädigungsgesetzes über Entschädigungs- 
ansprüche aus Feststellungsbescheiden mit Aus- 
nahme der §§ 6, 9 und mit der Maßgabe, daß die 
Leistungspflicht des Ausstellers frühestens zwei 
Monate nach Rechtskraft des Feststeilungsbescheides 
beginnt; § 13 des Auslandsbonds-Entschädigungs- 
gesetzes gilt entsprechend. 
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Artikel 5 

Ermächtigungsvorschrift 

(1) Die Bundesregierung kann innerhalb zweier 
Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durch 
Reditsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, Dollarbonds deutscher Ausstel- 
ler, die keinen Sitz im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes haben, dem Bereinigungsverfahren unterwer- 
fen, wenn verwertbares Vermögen der Aussteller 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes festgestellt wird, 
dessen Umfang Bereinigungsmaßnahmen erforderlich 
erscheinen läßt. 

(2) In der Rechtsverordnung ist zu bestimmen, 
daß die Vorschriften des Bereinigungsgesetzes für 
deutsche Auslandsbonds, der dazu erlassenen Zwei- 
ten Durchführungsverordnung vom 7. März 1953 
(Bundesanzeiger Nr. 50 vom 13. März 1953) und 
Zwölften Durchführungsverordnung vom 11. August 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 742) mit den sich aus 
Artikel III des Abkommens ergebenden Maßgaben 
Anwendung finden. An Stelle des in Artikel III 
Nr. 4 des Abkommens bestimmten Stichtages ist ein 
Stichtag in sinngemäßer Anwendung von § 19 des 
Bereinigungsgesetzes für deutsche Auslandsbonds 
festzusetzen. Die in Artikel III Nr. 5 Satz 1 des Ab- 
kommens genannte Anmeldefrist kann bis auf eine 
Dauer von achtzehn Monaten abgekürzt werden. 


Artikel 6 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der Artikel 
2, 4 und 5 am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

(2) Artikel 2 und 5 treten am gleichen Tage in 
Kraft, an dem das Abkommen in Kraft tritt. 

(3) Artikel 4 tritt, soweit er die nachträgliche 
Erteilung von Feststellungsbescheiden für Arten 
von Auslandsbonds betrifft, als deren Begebungs- 
land im Verzeichnis der Auslandsbonds (Anlage zu 
§ 1 Abs. 1 des Bereinigungsgesetzes für deutsche 
Auslandsbonds, ergänzt durch § 1 der Ersten Durch- 
führungsverordnung zum Bereinigungsgesetz vom 
21. Februar 1953 — Bundesgesetzbl. I S. 31) die Ver- 
einigten Staaten von Amerika angegeben sind, zu 
dem in Absatz 2 genannten Zeitpunkt, im übrigen 
zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt in Kraft. 

(4) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel VII in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Das Bereinigungsgesetz für deutsche Auslands- 
bonds — AuslWBG — vom 25. August 1952 (BGBl. I 
S. 553) betrifft bislang nur Auslandsbonds, deren 
Aussteller in der Bundesrepublik (einschließlich des 
Landes Berlin) ansässig sind. Nur Auslandsbonds 
dieser Aussteller sind in dem Verzeichnis der 
bereinigungspflichtigen Auslandsbonds (Anlage zu 
§ 1 Abs. 1 AuslWBG) aufgeführt oder später durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung (vgl. § 1 
Abs. 2 a. a. O.) in das Verzeichnis aufgenommen 
worden. Zu gesetzlichen Bereinigungsmaßnahmen 
für Auslandsbonds, deren Aussteller ihren Sitz in 
der jetzt sowjetisch besetzten Zone Deutschlands 
oder in den gegenwärtig unter fremder Verwaltung 
stehenden deutschen Ostgebieten haben (mittel- 
und ostdeutsche Aussteller) und die in den Jahren 
nach 1945 dort enteignet worden sind, schien in der 
Bundesrepublik zunächst kein Anlaß zu bestehen. 

Inzwischen hat sich ergeben, daß auch für Dollar- 
bonds einzelner mittel- und ostdeutscher Aussteller 
Bereinigungsvorschriften geboten sind, weil die 
Bonds von Gesellschaften mit Sitz in der Bundes- 
republik garantiert sind oder weil die Aussteller 
Vermögen in der Bundesrepublik besitzen, das für 
die Ansprüche aus den Bonds haftet. In diesen 
Fällen besteht ohne Bereinigungsverfahren die 
Gefahr, daß die bei Kriegsende — vornehmlich in 
Berlin — abhanden gekommenen Stücke in der 
Bundesrepublik von Unberechtigten geltend gemacht 
und daß dadurch die Aussteller, die Garanten oder 
rechtmäßige Gläubiger der Aussteller geschädigt 
werden. Beim Erlaß von Bereinigungsvorschriften 
für diese Bonds ist zu berücksichtigen, daß die Aus- 
steller keinen Sitz in der Bundesrepublik haben und 
daß mit der Bereinigung nur erreicht werden soll, 
eine Geltendmachung unrechtmäßig erworbener 
Stücke in der Bundesrepublik zu verhindern. Die 
Vorschriften des Bereinigungsgesetzes von 1952, die 
für Auslandsbonds von Ausstellern mit Sitz in der 
Bundesrepublik gelten, können daher nur mit Ein- 
schränkungen für anwendbar erklärt werden. 

2. Die Bundesrepublik hat sich in dem — beiderseits 
ratifizierten — deutsch-amerikanischen Bereini- 
gungsabkommen vom 1. April 1953 (BGBl. II S. 300) 
verpflichtet, die Bestimmungen des Bereinigungs- 
gesetzes vorbehaltlich anderer zukünftiger Verein- 
barungen nicht auf weitere deutsche Dollarbonds 
auszudehnen (Artikel I Satz 2 a. a. O.). Bereini- 
gungsmaßnahmen für Dollarbonds mittel- und ost- 
deutscher Aussteller sind daher nur auf Grund eines 
entsprechenden Abkommens mit den Vereinigten 
Staaten zulässig, das nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften bedarf. 
Da auch auf amerikanischer Seite die Wirksamkeit 
der vorgesehenen Bereinigungsmaßnahmen nur 
durch ein Abkommen erreicht werden kann, das in 
Übereinstimmung mit den verfassungsrechtlichen 
Bestimmungen ratifiziert wird, ist der Abschluß 
eines beiderseits ratifizierten Abkommens erforder- 
lich. 


3. Diesen Gesichtspunkten trägt das am 16. August 
1960 in Bonn Unterzeichnete Zweite Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über gewisse 
Angelegenheiten, die sich aus der Bereinigung 
deutscher Dollarbonds ergeben, Rechnung, dem nach 
Artikel 1 des vorgesehenen Gesetzes zugestimmt 
und dessen Durchführung in dem Gesetz geregelt 
werden soll. 

Außer den Bestimmungen, welche die Bereinigung 
von Dollarbonds mittel- und ostdeutscher Aussteller 
betreffen oder damit im Zusammenhang stehen, ent- 
halten das Abkommen und das Zustimmungsgesetz 
auch Bestimmungen über eine andere Frage der 
Auslandsbondbereinigung, und zwar die nachträg- 
liche Erteilung von Feststellungsbescheiden für in 
Verlust geratene Auslandsbonds, wenn die Berech- 
tigten die nach dem Bereinigungsgesetz für deutsche 
Auslandsbonds von 1952 geltenden Anmeldefristen 
versäumt haben. Auch insoweit ist — wie in der 
Begründung zu Artikel V des Abkommens und zu 
Artikel 4 des Gesetzentwurfs näher dargelegt 
wird — eine Regelung, die auch Dollarbonds um- 
faßt, nur auf Grund eines Abkommens mit den Ver- 
einigten Staaten möglich. 

4. Verwaltungsaufwendungen nennenswerten Um- 
fanges werden durch das Gesetz nur dem Bund ent- 
stehen, insbesondere für die im Jahre 1953 er- 
richtete deutsch-amerikanische Bereinigungsstelle in 
New York (vgl. §§ 2, 13 des deutsch-amerikanischen 
Regierungsabkommens vom 27. Februar 1953 — 
Bundesanzeiger Nr. 50 vom 13. März 1953), die für 
die Bereinigung der Dollarbonds mittel- und ost- 
deutscher Aussteller etwa vier Jahre länger auf- 
rechterhalten werden muß. Der größte Teil dieser 
Kosten soll jedoch durch die Erhebung einer Ver- 
waltungsabgabe (Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes) ge- 
deckt werden, die von den Garanten oder aus dem 
Westvermögen der Aussteller zu zahlen ist. Die end- 
gültige Belastung des Bundes dürfte daher nur etwa 
250 000 DM betragen. Die Aufbringung dieses Be- 
trages durch die öffentliche Hand erscheint wegen 
des öffentlichen Interesses an der Ausschaltung der 
in Berlin abhanden gekommenen Stücke gerecht- 
fertigt. 

♦ 

Im übrigen werden der öffentlichen Hand durch das 
Gesetz keine Ausgaben erwachsen. 

B. Zum Inhalt des Abkommens im einzelnen 
Zu Artikel I 

In dem Verzeichnis nach Absatz 1 sind die Dollar- 
bonds mittel- und ostdeutscher Aussteller aufge- 
führt, die entweder von Gesellschaften mit Sitz in 
der Bundesrepublik garantiert sind oder deren Aus- 
steller verwertbares Vermögen in der Bundesrepu- 
blik besitzen. 

Von Gesellschaften mit Sitz in der Bundesrepublik 
garantiert sind die im Verzeichnis unter Nummer 1 
näher bezeichneten Dollarbonds des Ostpreußen- 
werks. Garanten sind, wie im Verzeichnis ange- 
geben, die Preußische Elektrizitäts-Aktiengesell- 


5 



Drucksache 2248 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Schaft und die Vereinigte Industrie-Unternehmun- 
gen Aktiengesellschaft, die ihre Garantieverpflich- 
tungen bei der Ausstellung der Bonds im Jahre 1928 
auf den einzelnen Urkunden durch ihre Unterschrift 
bestätigt haben. Da bei Kriegsende Stücke im Werte 
von rund 10 Mio DM, die zu Tilgungszwecken zu- 
rückgekauft waren, aus den Berliner Depots abhan- 
den gekommen und in die Hände Unberechtigter 
gelangt sind, besteht ein erhebliches Interesse dar- 
an, daß diese Stücke durch ein gesetzliches Bereini- 
gungsverfahren von der Bedienung durch die Ga- 
ranten ausgeschlossen werden. 

Verwertbares Westvermögen besitzt nach den an- 
gestelllen Ermittlungen die Aktiengesellschaft Säch- 
sische Werke, welche die im Verzeichnis unter Num- 
mer 2 bis 5 bezeichneten Dollarbonds begeben hat. 
Ferner das Brandenburgisch-Mecklenburgische Elek- 
trizitätswerk, das die im Verzeichnis unter Num- 
mer 6 genannten Dollarbonds selbst ausgestellt hat 
und auf Grund einer Verschmelzung aus dem Jahre 
1935 auch für die im Verzeichnis unter Nuinmei 7 
aufgeführten Dollarbonds der Überlandzentrale 
Pommern haftet. Da auch bei diesen Anleiher durch- 
weg in größerem Umfange Tilgungsstücke (im Ge- 
samtwert von rund 40 Mio DM) aus den Berliner 
Tresoren abhanden gekommen sind, besteht ohne 
Bereinigungsverfahren die Gefahr, daß das West- 
vermögen nicht nur von rechtmäßigen Bondinha- 
bern, sondern auch von Erwerbern der Tilgungs- 
stücke, also von Unberechtigten, in Anspruch 
genommen wird. 

Die Bereinigung dieser Dollarbonds soll sich mit 
den Maßgaben, die sich aus ihrer Besonderheit er- 
geben, grundsätzlich nach den bisher auf dem Ge- 
biet der Auslandsbondbereinigung ergangenen Vor- 
schriften richten. Durch Absatz 2 werden daher — 
soweit nichts anderes bestimm! ist — außer dem 
Bereinigungsgesetz auch die Zweite Durchführungs- 
verordnung zum Bereinigungsgesetz, die Durchfüh- 
rungsvorschriften für Dollarbonds enthält, und die 
Zwölfte Durchführungsverordnung zum Bereini- 
gungsgesetz, nach der die selbständige Anmeldung 
von Zinsscheinen zulässig ist, auf die jetz! in die 
Bereinigung einbezogenen Bonds erstreckt. Die übri- 
gen zum Bereinigungsgesetz ergangenen und in Ab- 
satz 2 nicht genannten Durchführungsverordnungen 
beziehen sich entweder nicht auf Dollarbonds oder 
sind inzwischen gegenstandslos geworden (wegen 
der Dreizehnten Durchführungsverordnung zum Be- 
reinigungsgesetz vgl. Artikel 2 Abs. 1 des Zustim- 
mungsgesetzes nebst Begründung). Ferner sollen 
nach Absatz 2 die Vereinbarungen in dem deutsch- 
amerikanischen Regierungsabkommen vom 27. Fe- 
bruar 1953 und in dem ratifizierten deutsch-ameri- 
kanischen Abkommen vom 1. April 1953 Anwendung 
finden, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

Die Vereinbarung in Absatz 3 ist getroffen worden, 
um in Zukunft den Abschluß eines weiteren ratifi- 
zierten deutsch-amerikanischen Bereinigungsabkom- 
mens und den damit verbundenen Zeitverlust ver- 
meiden zu können, falls für weitere Dollarbonds 
deutscher Aussteller Bereinigungsmaßnahmen erfor- 
derlich vrerden sollten (vgl. vorstehend unter A. 2.). 
Auf Grund dieser Vereinbarung bedarf nunmehr die 
Einbeziehung weiterer Dollarbonds deutscher Aus- 


steller in das Bereinigungsverfahren nur der Zu- 
stimmung der Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika. Durch die Ermächtigungsvorschrift in 
Artikel 5 des Zustimmungsgesetzes wird der Erlaß 
entsprechender Bereinigungsvorschriften für Dollar- 
bonds mittel- und ostdeutscher Aussteller weiterhin 
vereinfacht. 


Zu Artikel II 

Diese Vereinbarung berücksichtigt die Besonderhei- 
ten, die sich bei der nachträglichen Bereinigung der 
garantierten Doilarbonds des Ostpreußenwerks er- 
geben. 

Da das Bereinigungsverfahren nur wegen der Ver- 
pflichtungen der beiden Garanten (Preußische Elek- 
trizitäts-Aktiengesellschaft und Vereinigte Indu- 
strie-Unternehmungen Aktiengesellschaft) durchge- 
führt wird, sollen diese nach Nummer 1 als Ausstel- 
ler im Sinne der Bereinigungsvorschriften behandelt 
werden. 

Aus den gleichen Erwägungen wird durch Num- 
mer 2 die Anwendung der §§ 2, 50 AuslWBG, nach 
denen nur anerkannte Auslandsbonds gültig blei- 
ben und nicht anerkannte Auslandsbonds kraftlos 
werden, sowie des Artikels II des deutsch-amerika- 
nischen Bereinigungsabkommens vom 1. April 1953, 
nach dem nur anerkannte Dollarbonds eingeklagt 
werden können, auf die Verpflichtungen der Garan- 
ten beschränkt, so daß die Ansprüche gegen die 
Aussteller selbst unberührt bleiben. 

Die in Nummer 3 bestimmte Frist von zwei Mona- 
ten zur Benennung der Prüfstelle ist geboten, um 
den Beteiligten eine angemessene Vorbereitungszeit 
zu gewähren (vgl. dazu § 11 AuslWBG). 

Aus dem gleichen Grund ist in Nummer 4 der Stich- 
tag, mit dem die Anmeldefrist in Lauf gesetzt wird, 
auf einen angemessenen Zeitpunkt nach dem In- 
krafttreten des Abkommens festgesetzt worden. 

Die Verlängerung der einjährigen Anmeldefrist 
(§ 21 Abs. 1 Satz 1 AuslWBG) auf drei Jahre in 
Nummer 5 Salz 1 entspricht der Regelung, die nach 
der Elften Durchführungsverordnung zum Bereini- 
gungsgesetz vom 11. Februar 1956 (BGBl. I S. 72) 
auch für Dollarbonds von Ausstellern mit Sitz in 
der Bundesrepublik gilt. Während aber diese Dol- 
larbonds unter bestimmten Voraussetzungen noch 
innerhalb weiterer zweier Jahre angemeldet wer- 
den konnten (§ 21 Abs. 1 Satz 2 AuslWBG), wird 
diese Möglichkeit und die Möglichkeit einer Frist- 
verlängerung im Verordnungswege (§ 21 Abs. 2 
AuslWBG) in Nummer 5 Satz 2 ausgeschlossen. 
Diese Beschränkungen, die der Abkürzung und der 
Verbilligung des Verfahrens dienen, erscheinen den 
Bondinhabern gegenüber vertretbar, weil in den 
vergangenen Jahren die Notwendigkeit der Bereini- 
gung deutscher Auslandsbonds in den Vereinigten 
Staaten schon weitgehend bekanntgeworden ist. 

Nummer 6 berücksichtigt, daß es wegen der An- 
sprüche gegen das Ostpreußenwerk selbst, die nicht 
berührt werden sollen, bedenklich wäre uud für den 
Bereinigungszweck auch nicht erforderlich ist, die 
Ablehnung der Anerkennung nach § 36 AuslWBG 
auf dem Bond zu vermerken und ihn zu entwerten. 
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Da nach § 50 Abs. 2 AuslWBG für den Zeitpunkt des 
Kraftloswerdens der Bonds die Entwertung maß- 
gebend ist, muß wegen des Wegfalls der Entwer- 
tung insoweit eine ergänzende Regelung getroffen 
werden. Nummer 7 bestimmt daher, daß bei der 
Anwendung von § 50 Abs, 2 AuslWBG an Stelle der 
Entwertung die Rückgabe der Bonds maßgebend ist. 


Zu Artikel III 

Bei den unter Artikel III fallenden Dollarbonds soll 
durch die Bereinigung nur verhindert werden, daß 
das in der Bundesrepublik belegene Vermögen der 
Aussteller von Inhabern unrechtmäßig erworbener 
Stücke in Anspruch genommen wird. Es besteht kein 
Anlaß, darüber hinaus die Gültigkeit von Wert- 
papieren zu regeln, deren Aussteller in der Bundes- 
republik keinen Sitz haben. 

Im Hinblick auf diese beschränkte Aufgabe des Be- 
reinigungsverfahrens wird in Nummer 1 Satz 1 die 
Anwendung von § 2 AuslWBG und Artikel II des 
deutsch-amerikanischen Bereinigungsabkommens 
vom 1, April 1953 ausgeschlossen. An Stelle dieser 
Vorschriften wird, wie cs dem Zweck des Bereini- 
gungsverfahrens hier entspricht, in Satz 2 bestimmt, 
daß Ansprüche aus den Dollarbonds in der Bundes- 
republik nur geltend gemacht werden können, wenn 
die Bonds anerkannt sind. Im Einklang damit be- 
schränkt Satz 3 die Wirkungen des Leistungsverbots 
in § 14 AuslWBG auf Zahlungen aus dem in der 
Bundesrepublik befindlichen Vermögen der Aus- 
steller. 

Die Bestimmungen über die Bestellung der Prüf- 
stelle (Nummer 2), den Stichtag (Nummer 4), die An- 
meldefrist (Nummer 5) und den Wegfall der Ent- 
wertung (Nummer 6) entsprechen wegen der inso- 
weit gleichliegenden Verhältnisse den Bestimmun- 
gen, die in Artikel II Nr. 3 bis 6 für die garantierten 
Bonds getroffen sind. 

Die Zuständigkeitsregelung in Nummer 3, die sich 
an eine ähnliche Vorschrift in § 73 Abs. 3 AuslWBG 
anlehnt, ist notwendig, weil die Aussteller keinen 
Sitz in der Bundesrepublik haben. 

Aus der Begründung zu Nummer 1 für den Aus- 
schluß des § 2 AuslWBG ergibt sich, daß auch § 50 
AuslWBG, nach dem nicht anerkannte Auslands- 
bonds kraftlos werden, keine Anwendung finden 
kann. Nummer 7 schließt daher diese Bestimmung 
sowie die Vorschriften des Bereinigungsgesetzes, 
die eine Kraftlosigkeit der Bonds voraussetzen oder 
damit im Zusammenhang stehen, von der Anwen- 
dung aus. 

Die Begrenzung dos Abgabensatzes der Verwal- 
tungsabgabe in Nummer 8 liegt im Interesse der 
amerikanischen Bondgläubiger, weil die Verwal- 
tungsabgabe aus dem in der Bundesrepublik befind- 
lichen Vermögen der Aussteller vorweg zu entrich- 
ten ist (vgl. Artikel 3 Abs. 2 des Zustimmungsge- 
setzes), also die an die Bondgläubiger auszuzahlende 
Quote mindert. Die Begrenzung ist vom deutschen 
Standpunkt vertretbar, weil nach dem voraussicht- 
lichen Verwaltungsaufv/and ohnehin kein höherer 
Abgabensatz in Betracht kommt (vgl. Artikel 2 
Abs. 1 des Zustimraungsgesetzes). 


Zu Artikel IV 

Das in der Bundesrepublik befindliche Vermögen 
der unter Artikel III fallenden Aussteller von Dol- 
larbonds wird nicht nur von den Inhabern der Dol- 
larbonds, sondern auch von anderen Gläubigern 
(Pensionären und bei den Sächsischen Werken 
auch von Berechtigten aus Reichsmark-Schuldver- 
schreibungen) wegen ihrer Forderungen in An- 
spruch genommen. Zur vollen Befriedigung aller 
Gläubiger reicht das Westvermögen nicht aus. Es 
besteht daher die Gefahr, daß die Inhaber der Dol- 
larbonds, deren Forderungen noch in einem Berei- 
nigungsverfahren anerkannt werden müssen, unter 
Umständen leer ausgehen, während die anderen 
Gläubiger alsbald voll befriedigt werden. 

Dem berechtigten Interesse der Bondinhaber an 
einer gleichmäßigen Befriedigung aller Gläubiger 
aus dem Westvermögen der Aussteller wird zweck- 
mäßig dadurch Rechnung getragen, daß über das 
Westvermögen der Aussteller ein förmliches Kon- 
kursverfahren stattfindet, in dem die Bondinhaber 
ihre Ansprüche unter der aufschiebenden Bedingung 
der Anerkennung der Bonds im Bereinigungsverfah- 
ren anmelden können. Die Bundesrepublik ver- 
pflichtet sich in Artikel IV zum Erlaß von Vorschrif- 
ten über die Zulassung eines solchen gegenständ- 
lich beschränkten Konkurses. 

Die Verpflichtung in Artikel IV betrifft mit Rück- 
sicht auf den Inhalt des Abkommens nur Vermö- 
gensmassen der Aussteller von Dollarbonds. Dadurch 
wird nicht ausgeschlossen, daß im Zustimmungsge- 
setz eine der Verpflichtung entsprechende Regelung 
allgemein für Konkursverfahren über das in der 
Bundesrepublik befindliche Vermögen juristischer 
Personen, die am 8. Mai 1945 ihren Sitz im Deut- 
schen Reich innerhalb seiner Grenzen vom 31. De- 
zember 1937 gehabt haben, getroffen v/ird (vgl. Ar- 
tikel 3 des Gesetzes). 

Artikel IV Satz 2 beruht auf der Erwägung, daß es 
nach dem Wortlaut des § 58 Nr. 2 der Konkursord- 
nung zweifelhaft sein könnte, ob die nach §§ 63, 64 
AuslWBG von den Ausstellern zu tragenden Kosten 
als Massekosten im Sinne der Bestimmungen der 
Konkursordnung anzusehen sind. 

Zu Artikel V 

Dieser Artikel enthält die bereits unter A. 3. er- 
wähnte Vereinbarung, die mit der Bereinigung von 
Dollarbonds mittel- und ostdeutscher Aussteller 
nicht im Zusammenhang steht, sondern eine Ergän- 
zung der Vorschriften des Bereinigungsgesetzes 
über Feststellungsbescheide betrifft. 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage haben zwar In- 
haber effektiver Stücke ausreichende Möglichkeiten, 
bei Versäumung der Anmeldefristen ihre Ansprüche 
nachträglich geltend zu machen (vgl. §§ 51, 52 Ausl- 
WBG), nicht jedoch frühere Bondinhaber, denen 
Entschädigungsansprüche gegen die Aussteller zu- 
stehen, wenn sie einen gerichtlichen Feststellungs- 
bescheid über ihr rechtmäßiges Eigentum an den in 
Verlust geratenen Stücken erwirkt haben (vgl. §§ 4, 
53 AuslWBG). Eine entsprechende Ergänzung des 
Bereinigungsgesetzes erscheint zur Vermeidung un- 
billiger Härten geboten. Dies gilt insbesondere für 
die Bewohner der sowjetisch besetzten Zone 
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Deutschlands, die zur Geltendmachung ihrer An- 
sprüche bis zum Ablauf der Anmeldefrist für Fest- 
stellungsbescheide (31. August 19v56) vielfach nicht 
in der Lage waren und auf deren Anteil die bis- 
herige Unteranmeldung bei den meisten Auslands- 
bondarten beruhen dürfte. 

Nach Artikel I Satz 1 des ratifizierten deutsch-ameri- 
kanischen Bereinigungsabkommens vom 1. April 
1953 kann die Bundesrepublik Vorschriften des Be- 
reinigungsgesetzes nur im Einvernehmen mit den 
Vereinigten Staaten ergänzen, ändern oder auf- 
heben. Soweit es sich um die nachträgliche Erteilung 
von Feststellungsbescheiden für Dollarbonds han- 
delt, bedarf es daher zu einer Ergänzung der Vor- 
schriften des Bereinigungsgesetzes einer besonderen 
Vereinbarung mit den Vereinigten Staaten, die 
zur Vermeidung eines weiteren Abkommens in das 
vorliegende Abkommen aufgenommen worden ist 
(vgl. dazu Artikel 4 des Zustimmungsgesetzes). 

Zu den Artikeln VI und VII 

Diese Artikel über die Geltung und die Anwen- 
dung des Abkommens im Land Berlin sowie über 
die Ratifizierung und das Inkrafttreten des Ab- 
kommens entsprechen der Übung beim Abschluß 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen durch die Bun- 
desrepublik. 

C. Zu den Bestimmungen des Gesetzes im einzelnen 
Zu Artikel 1 — Zustimmung zum Abkommen 

Das Abkommen bedarf — wie bereits unter A. 2. er- 
wähnt — der Zustimmung der für die Bundesgesetz- 
gebung zuständigen Körperschaften in der Form 
eines Bundesgesetzes, weil es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung gemäß Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 GG bezieht. Die Zustimmung des Bundesrates 
ist nach Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit Ar- 
tikel 106 Abs. 2 Nr. 1 GG wegen der vermögen- 
steuerlichen Vorschriften in § 18 Abs. 2 des Aus- 
landsbonds-Entschädigungsgesetzes erforderlich, das 
auf die unter Artikel II des Abkommens fallenden 
garantierten Dollarbonds Anwendung findet (vgl. 
Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes), 

Zu Artikel 2 — Durchführungsvorschriften zum Ab- 
kommen 

Nach Absatz 1 erster Halbsatz soll die Dreizehnte 
Durchführungsverordnung zum Bereinigungsgesetz 
(Endgültige Verwaltungsabgabe) grundsätzlich auch 
für die Dollarbonds mittel- und ostdeutscher Aus- 
steller maßgebend sein. Abweichend von dem in der 
genannten Durchführungsverordnung festgesetzten 
Abgabensatz (sieben vom Tausend des Bemessungs- 
betrages) muß jedoch hier bei gleicher Berechnung 
ein wesentlich höherer Abgabensatz (4 v. H.) be- 
stimmt werden. Dies ist erforderlich, weil die vom 
Bund für die Bereinigung mittel- und ostdeutscher 
Dollarbonds aufzuwendenden Kosten in Höhe von 
rund 1 Mio DM bei dem verhältnismäßig geringen 
Umlauf an anerkennungsfähigen Stücken, der für 
den Bemessungsbetrag maßgebend ist, weit stärker 
ins Gewicht fallen, so daß die Bereinigung wesent- 
lidi kostspieliger ist (vgl. A. 4. sowie Artikel III 
Nr. 8 des Abkommens), 


In Artikel II Nr. 1 des Abkommens ist bereits be- 
stimmt, daß die Garanten der Dollarbonds des Ost- 
preußenwerks bei der Anwendung der in Artikel I 
Abs. 2 des Abkommens aufgeführten bereinigungs- 
rechtlichen Vorschriften als Aussteller zu behandeln 
sind. Absatz 1 zweiter Halbsatz stellt klar, daß dies 
auch bei der in Artikel I Abs. 2 des Abkommens 
nicht genannten Dreizehnten Durchführungsverord- 
nung zum Bereinigungsgesetz gilt. 

Da die Vorschriften der §§ 53, 54 AuslWBG über 
Entschädigungsansprüche bei den garantierten 
Bonds des Ostpreußenwerks nicht ausgeschlossen 
sind (vgl. Artikel II des Abkommens), findet bei die- 
sen Bonds auch das zu diesen Vorschriften ergan- 
gene Auslandsbonds-Entschädigungsgesetz Anwen- 
dung. Durch Absatz 2 wird für den Beginn der Lei- 
stungspflicht nach § 5 Abs. 1 des Auslandsbonds- 
Entschädigungsgesetzes ein entsprechend späterer 
Zeitpunkt festgesetzt. 


Zu Artikel 3 — Konkursrechtliche Vorschriften 

Die Bundesrepublik hat sich in Artikel IV Satz 1 
des Abkommens zum Erlaß von Vorschriften ver- 
pflichtet, welche die Eröffnung eines gegenständlich 
beschränkten Konkurses über das in der Bundesre- 
publik befindliche Vermögen der Aussteller von 
Dollarbonds zulassen. Sie kommt der Verpflichtung 
in Artikel 3 Abs. 1 des Zustimmungsgesetzes nach. 
Diese Bestimmung ist jedoch zur Vermeidung einer 
untersdüedlichen Behandlung gleichgelagerter Fälle 
umfassender gehalten. Nunmehr kann über das 
Westvermögen von juristischen Personen, die am 
8. Mai 1945 ihren Sitz im Deutschen Reich innerhalb 
seiner Grenzen vom 31. Dezember 1937 gehabt ha- 
ben, das Konkursverfahren eröffnet werden, wenn 
die allgemeinen Voraussetzungen für die Eröffnung 
des Verfahrens vorliegen und Vermögensgegen- 
stände des Schuldners — gleich welcher Art — in 
der Bundesrepublik belegen sind. Nicht erforderlich 
ist, daß der Schuldner in der Bundesrepublik eine 
gewerbliche Niederlassung oder seinen allgemei- 
nen Gerichtsstand hat oder daß die besonderen Vor- 
aussetzungen des § 238 Abs. 2 der Konkursordnung 
gegeben sind. Artikel 3 regelt nur die Zuständig- 
keit der Gerichte im Geltungsbereich des Gesetzes; 
er läßt Vorschriften unberührt, die eine Inanspruch- 
nahme des Schuldners wegen seiner Verbindlich- 
keiten bis auf weiteres ausschließen, z. B. § 9 der 
Fünfunddreißigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz. 

Nach Absatz 1 Satz 2 entscheidet — entsprechend 
der Regelung in § 238 Abs. 2 Satz 2 der Konkurs- 
ordnung — über den Antrag auf Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens das Amtsgericht, in dessen Bezirk 
sich das Vermögen befindet. Befinden sich Vermö- 
gensgegenstände in den Bezirken mehrerer Amts- 
gerichte, so schließt — ohne daß es einer besonde- 
ren Vorschrift im Hinblick auf den Sonderkonkurs 
bedürfte — nach § 71 Abs. 2 der Konkursordnung 
das Gericht, bei welchem zuerst die Eröffnung des 
Verfahrens beantragt worden ist, die übrigen aus. 

Zu Absatz 2 vgl. die Begründung zu Artikel IV 
Satz 2 des Abkommens. 
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Zu Artikel 4 — Nachträgliche Erteilung von Fest- 
stellungsbescheiden 

Wie bereits in der Begründung zu Artikel V des 
Abkommens ausgeführt ist, besteht ein Bedürfnis, 
früheren Bondinhabern, die wegen des Verlustes 
ihrer Stücke auf die Erteilung von Feststellungsbe- 
scheiden angewiesen sind und die Anmeldefristen 
versäumt haben, die Möglichkeit zu einer nachträg- 
lichen Anmeldung zu geben. Artikel 4 eröffnet diese 
Möglichkeit für Auslandsbonds aller Begebungs- 
länder einschließlich der in den Vereinigten Staaten 
begebenen Dollarbonds, nachdem die Vereinigten 
Staaten in Artikel V des Abkommens insoweit einer 
Änderung des Bereinigungsgesetzes zugestimmt 
haben. 

Nach Absatz 1 Satz 1 wird die nachträgliche Ertei- 
lung von Feststellungsbescheiden in Anlehnung an 
§ 52 Abs. 1 Satz 1 AuslWBG nur zugelassen, wenn 
der Berechtigte die Anmeldefristen ohne eigene 
grobe Fahrlässigkeit versäumt hat. Satz 2 stellt ge- 
genüber etwa möglichen Zweifeln klar, daß eine 
lediglich wegen Versäumung der bisherigen An- 
meldefristen abgelehnte Anmeldung wiederholt wer- 
den kann. 

Durch Absatz 2 wird sichergestellt, daß die Entschä- 
digungsansprüche aus nachträglich erteilten Fest- 
stellungsbescheiden nicht die Entschädigungsan- 
sprüche anderer Berechtigter (vgl. §§ 52 bis 54 Ausl- 
WBG) beeinträchtigen können. Für die Ansprüche 
aus anerkannten Stücken ergibt sich dies bereits aus 
dem Bereinigungsgesetz selbst, weil Entschädigungs- 
ansprüche aus Feststellungsbescheiden ohnehin nicht 
geltend gemacht werden können, soweit dies zu 
einer Beeinträchtigung der Ansprüche aus anerkann- 
ten Stücken führen würde (§52 Abs. 1 Satz 3 in Ver- 
bindung mit § 53 Abs. 1 Satz 2 AuslWBG). Absatz 2 
Satz 2 zweiter Halbsatz stellt im übrigen klar, daß 
die Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen 
aus nachträglich erteilten Feststellungsbescheiden 
auch insoweit ausgeschlossen ist, als die Geltend- 
machung den Aussteller nach § 53 Abs. 2 oder nach 
§ 54 Abs. 2 AuslWBG zu Kürzungen berechtigen 
würde, wenn das Kürzungsrecht nicht nach § 6 des 
Auslandsbonds-Entschädigungsgesetzes ausgeschlos- 
sen worden wäre. 


Nach Absatz 3 soll § 6 des Auslandsbonds-Entschä- 
digungsgesetzes hier nicht gelten, weil die Entschä- 
digungsansprüche aus nachträglich erteilten Feststel- 
lungsbescheiden nach Absatz 2 das erste Kürzungs- 
risiko tragen und ein Ausschluß dieses erhöhten 
Kürzungsrisikos den Ausstellern gegen Zahlung des 
in § 6 genannten Ablösungsbetrages nicht zuzumuten 
ist. Die entsprechende Anwendung von § 13 a. a. O. 
sichert das Rückforderungsrecht des Ausstellers, 
wenn sich ein Kürzungsrecht erst nach der Erbrin- 
gung von Entschädigungsleistungen ergibt. §9a. a. O. 
findet keine Anwendung, weil die Möglichkeit 
nachträglicher Kürzungen eine Verbriefung des Ent- 
schädigungsanspruchs nicht zuläßt. 

Zu Artikel 5 — Ermächtigungsvorschrift 

Die Ermächtigungsvorschrift ermöglicht eine verein- 
fachte und beschleunigte Einbeziehung weiterer mit- 
tel- und ostdeutscher Dollarbonds in das Bereini- 
gungsverfahren, falls — wider Erwarten — in der 
Bundesrepublik verwertbares Vermögen der Aus- 
steller festgestellt werden sollte und die Regierung 
der Vereinigten Staaten der Bereinigung zustimmt 
(vgl. Artikel I Abs. 3 des Abkommens nebst Be- 
gründung). Mit der Möglichkeit, daß sich ein Anlaß 
zu Bereinigungsmaßnahmen wegen Garantiever- 
pflichtungen noch in weiteren Fällen ergibt, braucht 
nach den vorhandenen Unterlagen nicht gerechnet 
zu werden. 

Zu Artikel 6 — Land Berlin 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 7 — Inkrafttreten 

Die Vorschriften berücksichtigen, daß die Durchfüh- 
rungsbestimmungen in Artikel 2 und 5 des Gesetzes 
vor dem Inkrafttreten des Abkommens gegenstands- 
los sind und daß die in Artikel 4 des Gesetzes vor- 
gesehene Regelung, soweit es sich um Feststellungs- 
bescheide für Dollarbonds handelt, erst mit dem In- 
krafttreten des Abkommens zulässig ist. 
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Zweites Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über gewisse Angelegenheiten, die sich aus der 
Bereinigung deutscher Dollarbonds ergeben 

Second Agreement 

between the Federal Republic of Germany 
and the United States of America 

Regarding Certain Matters Arising from the Validation of German Dollar Bonds 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA 

HABEN IN DER ERWÄGUNG, 

DASS die Bundesrepublik Deutschland (im folgenden 
„Bundesrepublik" genannt) und die Vereinigten Staaten 
von Amerika (im folgenden „Vereinigte Staaten" ge- 
nannt) am 1. April 1953 ein Abkommen über gewisse 
Angelegenheiten, die sich aus der Bereinigung deutscher 
Dollarbonds ergeben, geschlossen haben, das am 16. Sep- 
tember 1953 in Kraft getreten ist; 

DASS Artikel I dieses Abkommens bestimmt, daß die 
Bundesrepublik vorbehaltlich anderer zukünftiger Verein- 
barungen zwischen der Bundesrepublik und den Ver- 
einigten Staaten weder das Gesetz zur Bereinigung von 
deutsdien Schuldverschreibungen, die auf ausländische 
Währung lauten, vom 25. August 1952 (Bundesgesetzblatt 
1952 Teil I Seite 553) — im folgenden „Bereinigungsgesetz" 
genannt — noch das dazugehörige Verzeichnis der Aus- 
landsbonds ergänzen oder abändern wird, soweit sich 
Gesetz und Verzeichnis auf Bonds, Schuldverschreibungen 
oder sonstige Wertpapiere beziehen, die in dem Ver- 
zeichnis oder in der Ersten Durchführungsverordnung zum 
Bereinigungsgesetz vom 21. Februar 1953 (Bundesgesetz- 
blatt 1953 Teil I Seite 31) unter Angabe der Vereinigten 
Staaten als Begebungsland aufgeführt sind, noch die 
Bestimmungen des Bereinigungsgesetzes auf Bonds aus- 
dehnen wird, die in den Vereinigten Staaten begeben 
und in dem genannten Verzeichnis oder der genannten 
Durchführungsverordnung nicht aufgeführt sind; 

DASS das Bereinigungsgesetz und demgemäß das ge- 
nannte Abkommen sich nur auf Dollarbonds erstrecken, 
die von Ausstellern mit Sitz im Geltungsbereich des 
Bereinigungsgesetzes ausgestellt sind; 

DASS es nunmehr im beiderseitigen Interesse ange- 
bracht erscheint, die Bestimmungen des Bereinigungsgeset- 
zes und des Abkommens auch auf die in nachstehendem 
Artikel I Absatz 1 bezeichneten deutschen Dollarbonds, 
deren Aussteller keinen Sitz im Geltungsbereich des 
Bereinigungsgesetzes haben, auszudehnen, weil die 
Dollarbonds von Gesellschaften im Geltungsbereich des 
Bcrcinigungsgesetzcs garantiert sind oder weil die Aus- 
steller der Bonds verwertbares Vermögen im Geltungs- 
bereich des Bereinigungsgesetzes haben; 

DASS es ferner geboten erscheint, der Bundesrepublik 
eine Ergänzung des Bereinigungsgesetzes zu ermöglichen, 
mit der zur Beseitigung von Härten für frühere Inhaber 
von Dollarbonds eine nachträgliche Erteilung von Fest- 
stellungsbescheiden zugelassen wird; 


THE FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY 
and 

THE UNITED STATES OF AMERICA, 

CONSIDERING, 

THAT the Federal Republic of Germany (hereinafter 
referred to as "the Federal Republic") and the United 
States of America (hereinafter referred to as "the United 
States") concluded on April 1, 1953 an Agreement Regard- 
ing Certain Matters Arising from the Validation of 
German Dollar Bonds, which entered into force on 
September 16, 1953; 

THAT Article 1 of that Agreement provides that, ex- 
cept as may be agreed between the Federal Republic and 
the United States, the Federal Republic will not amend 
or modify its Law for the Validation of German Foreign 
Currency Bonds of August 25, 1952 (Bundesgesetzblatt 
1952, Part 1, page 553) (hereinafter referred to as "the 
Validation Law") or the Schedule thereto as they relate 
to bonds, debentures or other obligations listed in the 
said Schedule or in the First Implementing Ordinance 
under the said Law of February 21, 1953 (Bundesgesetz- 
blatt 1953, Part I, page 31) and in respect of which the 
Schedule or the said Ordinance describes the United 
States as the Country of Offering, or extend the pro- 
visions of the said Law to bonds offered in the United 
States and not listed in the said Schedule or the said 
Ordinance; 


THAT the Validation Law and thus the said Agreement 
relate only to Dollar Bonds whose issuers have their 
seat in the area of applicability of the Validation Law; 

THAT it appears now in the mutual interest to extend 
the provisions of the Validation Law and the Agreement 
to the Dollar Bonds describcd in Article I, paragraph 1, 
below, whose issuers have no seat in the area of appli- 
cability of the Validation Law, since the Dollar Bonds 
are guaranteed by corporations located in that area or 
since the issuers own realizable assets in that area; 


THAT it further appears necessary to enablc the 
Federal Republic to amend the Validation Law with a 
view to allowing the subsequent granting of declaratory 
decrees, so as to eliminate hardships borne by former 
holdcrs of Dollar Bonds; 
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FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel I 

(1) Dollarbonds der im anliegenden Verzeichnis auf- 
geführten Art gelten als Auslandsbonds im Sinne des § 1 
des Bereinigungsgesetzes. Als Begebungsland dieser 
Dollarbonds gelten die Vereinigten Staaten. 

(2) Die Vorschriften des Bereinigungsgesetzes, der 
dazu ergangenen Zweiten Durchführungsverordnung vom 
7. März 1953 (Bundesanzeiger Nr. 50 vom 13. März 1953) 
und Zwölften Durchführungsverordnung vom 11. August 
1956 (Bundesgesetzblatt 1956 Teil 1 Seite 742) sowie die 
in dem Abkommen zwischen der Regierung der Bundes- 
republik und der Regierung der Vereinigten Staaten vom 
27. Februar 1953 und in dem Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik und den Vereinigten Staaten vom 

1. April 1953 getroffenen Vereinbarungen finden auf die 
im Verzeichnis aufgeführten Dollarbonds einschließlich 
der dazu ausgegebenen Zinsscheine Anwendung, soweit 
im folgenden nidits anderes bestimmt ist. 

(3) Die Bundesrepublik kann Vorschriften zur Bereini- 
gung weiterer Dollarbonds erlassen, wenn die Regierung 
der Vereinigten Staaten zustimmt. 

Artikel II 

Auf die im Verzeidinis unter Nr. 1 aufgeführten Dollar- 
bonds finden die in Artikel I Absatz 2 genannten Vor- 
sdiriften mit folgenden Maßgaben Anwendung; 

1. Als Aussteller gelten die im Verzeichnis unter Nr. 1 
genannten Garanten. 

2. §§ 2, 50 des Bereinigungsgesetzes und Artikel II des 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik und den 
Vereinigten Staaten vom 1. April 1953 gelten nur für 
die Verpflichtungen der Garanten. 

3. Die Prüfstelle (§ 11 des Bereinigungsgesetze.s) ist 
innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Abkommens zu benennen. 

4. Als Stichtag (§ 19 des Bereinigungsgesetzes) gilt der 
erste Tag des auf das Inkrafttreten dieses Abkom- 
mens folgenden dritten Monats. 

5. Die in § 21 Absatz 1 Satz 1 des Bereinigungsgesetzes 
genannte Anmeldefrist beträgt drei Jahre. § 21 
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Bereinigungsgeset- 
zes findet keine Anwendung. 

6. § 36 des Bereinigungsgesetzes findet mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß weder die Ablehnung auf dem 
angemeldeten Bond zu vermerken noch der Bond zu 
entwerten ist. 

7. In § 50 Absatz 2 des Bereinigungsgesetzes tritt an 
die Stelle der Entwertung die Rückgabe der Bonds. 


Artikel III 

Auf die im Verzeichnis unter Nr. 2 bis 7 aufgeführten 
Dollarbonds finden die in Artikel I Absatz 2 genannten 
Vorschriften mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1. § 2 des Bereinigungsgesetzes und Artikel II des Ab- 
kommens zwischen der Bundesrepublik und den Ver- 
einigten Staaten vom 1. April 1953 finden keine 
Anwendung. Ansprüche aus den Dollarbonds können 
in der Bundesrepublik nur geltend gemacht werden, 
wenn die Dollarbonds anerkannt sind. Das Leistungs- 
verbot nach § 14 des Bereinigungsgesetzes gilt nur 
für Zahlungen aus dem in der Bundesrepublik be- 
findlichen Vermögen der Aussteller. 


HAVE-AGREED AS FOLLOWS: 

A r ti cl e I 

(1) Dollar Bonds of the types listed in the attached 
Schedule shall be deemed to be foreign currency bonds 
as defined in Article 1 of the Validation Law. In respect 
of such Dollar Bonds, the United States shall be deemed 
to be the Country of Offering. 

(2) The provisions of the Validation Law, the pro- 
visions of the Second Implcmenting Ordinance (Bundes- 
anzeiger No. 50 of March 13, 1953) and of the Twelfth 
Implementing Ordinance (Bundesgesetzblatt 1956, Part I, 
page 742) Ihereto dated respectively March 7, 1953 and 
August 11, 1956, and the arrangements made in the 
Agreement between the Government of the Federal Re- 
public and the Government of the United States of 
February 27, 1953 and in the Agreement between the 
Federal Republic and the United States of April 1, 1953 
shall apply to the Dollar Bonds listed in the attached 
Schedule including Coupons issued in connection with 
the said Bonds, except as otherwise hereinafter provided. 

(3) The Federal Republic may, with the consent of the 
Government of the United States, provide for the Val- 
idation of other Dollar Bonds. 

Article II 

The provisions referred to in Article I, paragraph 2, 
above, shall apply to the Dollar Bonds listed in the 
attached Schedule under serial number 1 with the follow- 
ing provisos: 

1. The guarantors referred to under serial number 1 of 
the attached Schedule shall be deemed to be the 
issuers. 

2. Articles 2 and 50 of the Validation Law and Arti- 
cle II of the Agreement between the Federal Re- 
public and the United States of April 1, 1953 shall 
apply only in respect of the guarantors’ obligations. 

3. The Examining Agency (Article 11 of the Validation 
Law) shall be designated within two months from 
the date of entry into force of this Agreement. 

4. The Opening Date (Article 19 of the Validation Law) 
shall be the first day of the third month following 
the date of the entry into force of this Agreement. 

5. The registration period prescribed in Article 21, 
Paragraph 1, first sentence, of the Validation Law 
shall be three years. The provisions of Article 21, 
Paragraph 1, second sentence, and paragraph 2 of 
that Law shall not apply. 

6. The provisions of Article 36 of the Validation Law 
shall apply with the proviso that the denial of 
Validation shall not be noted on the registered bond 
and that such bond shall not be invalidated. 

7. The references in Article 50, paragraph 2, of the 
Validation Law to invalidation of bonds shall be 
deemed to be references to the return of the bonds. 

Article III 

The provisions referred to in Article I, paragraph 2, 
above, shall apply to ihe Dollar Bonds listed in the 
attached Schedule under serial numbers 2, 3, 4, 5, 6 and 7 
with the following provisos: 

1. Article 2 of the Validation Law and Article II of 
the Agreement between the Federal Republic and 
the United States of April 1, 1953 shall not apply. 
No rights arising out of the Dollar Bonds may be 
asserted within the Federal Republic unless the 
bonds have been validated. The prohibition of 
payment in Article 14 of the Validation Law shall 
apply only with regard to payment from an issuer’s 
assets located within the Federal Republic. 
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2. Die Prüfstelle {§11 des Bereinigungsgesetzes' ist 
innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Abkommens zu benennen. 

3. Zuständigkeiten, die nach dem Bereinigungsgesetz 
vom Sitz des Ausstellers abhängen, richten sich nach 
dem Sitz der Prüfstelle. 

4. Als Stichtag (§ 19 des Bereinigungsgesetzes) gilt der 
erste Tag des auf das Inkrafttreten dieses Abkom- 
mens folgenden dritten Monats. 

5. Die in § 21 Absatz 1 Satz 1 des Bereinigungsgesetzes 
genannte Anmeldefrist beträgt drei Jahre. § 21 Ab- 
satz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Bereinigungsgesetzes 
findet keine Anwendung. 

6. § 36 des Bereinigungsgesetzes findet mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß weder die Ablehnung auf dem 
angemeldeten Bond zu vermerken noch der Bond zu 
entwerten ist. 

7. Die Vorschriften des Bereinigungsgesetzes über 
Feststellungsbescheide (§ 4), Kraftlosigkeit nicht 
anerkannter Auslandsbonds (§ 50), nachträgliche An- 
erkennung von Auslandsbonds (§ 51), Entschädi- 
gungsansprüche für kraftlos gewordene Auslands- 
bonds (§ 52), Entschädigungsansprüche aus Feststel- 
lungsbescheiden (§ 53), Entschädigungsansprüche für 
Tilgungsstücke (§ 54) sowie über die Freigabe von 
Sicherheiten (§§ 59 bis 61) finden keine Anwendung. 


8. Die Verwaltungsabgabe (§ 64 des Bereinigungsgeset- 
zes) darf vier vom Hundert des Bemessungsbetrages 
(§ 64 Absatz 1 Satz 3) nicht übersteigen. 


Artikel IV 

Die Bundesrepublik verpflichtet sich, Rechtsvorschriften 
zu erlassen, die es ermöglichen, daß ein Konkursverfah- 
ren über das in der Bundesrepublik befindliche Vermögen 
der im Verzeichnis unter Nr. 2 bis 7 genannten Aussteller 
von Dollarbonds stattfindet. Dabei kann bestimmt werden, 
daß die von Ausstellern nach §§ 63, 64 des Bereinigungs- 
gesetzes zu tragenden Kosten der Bereinigung im Falle 
der Konkurseröffnung über das Vermögen der Aussteller 
als Massekosten im Sinne des § 58 Nr. 2 der Konkurs- 
ordnung gelten. 


Artikel V 

Die Bundesrepublik kann das Bereinigungsgesetz durch 
Rechtsvorschriften ergänzen, die eine nachträgliche Ertei- 
lung von Feststellungsbescheiden für Dollarbonds ermög- 
lichen, wenn die Berechtigten die Anmeldefristen des 
Bereinigungsgesetzes ohne eigene grobe Fahrlässigkeit 
versäumt haben. Die Bundesrepublik wird dabei bestim- 
men, daß Entschädigungsansprüche aus nachträglich er- 
teilten Feststellungsbescheiden nicht geltend gemacht 
werden können, soweit dies zu einer Beeinträchtigung der 
Entschädigungsansprüche nach §§ 52 bis 54 des Bereini- 
gungsgesetzes führen würde, und daß diese Entschädi- 
gungsansprüche insoweit ausgeschlossen sind, als ihre 
Berücksichtigung den Aussteller nach § 53 Absatz 2 oder 
nach § 54 Absatz 2 des Bereinigungsgesetzes zu Kür- 
zungen berechtigen würde. 

Artikel VI 

(1) Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik gegenüber 
der Regierung der Vereinigten Staaten innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Abkommens eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 


2. The Examining Agency (Article 11 of the Validation 
Law) shall be designated within two months from 
the date of entry into force of this Agreement. 

3. Whenever, under the provisions of the Validation 
Law, venue depends on the seat of the issuer, the 
Seat of the Examining Agency shall be controlling. 

4. The Opening Date (Article 19 of the Validation Law) 
shall be the first day of the third month following 
the date of entry into force of this Agreement. 

5. The registration period prescribed in Article 21, 
Paragraph 1, first sentence, of the Validation Law 
shall be three years. The provisions of Article 21, 
Paragraph 1, second sentence, and paragraph 2 of 
that Law shall not apply. 

6. The provisions of Article 36 of the Validation Law 
shall apply with the proviso that the denial of 
Validation shall not be noted on the registered bond 
and that such bond shall not be invalidated. 

7. The provisions of the Validation Law governing 
declaratory decrees (Article 4), invalidation of for- 
eign currency bonds which have not been validated 
(Article 50), subsequent validation of foreign cur- 
rency bonds (Article 51), compensation for foreign 
currency bonds whidi have become invalid (Arti- 
cle 52), Claims for compensation under declara- 
tory decrees (Article 53), compensation Claims for 
amortization bonds (Article 54) and the release of 
collateral (Articles 59, 60 and 61) shall not be appli- 
cable. 

8. The administrative fee prescribed in Article 64 of 
the Validation Law shall not exceed four percent 
of the measuring amount prescribed in paragraph 1, 
third sentence, of that Article. 

Article IV 

The Federal Republic undertakes to enact legislation 
permitting bankruptcy proceedings to take place in 
respect of the assets in the Federal Republic of the 
issuers of Dollar Bonds listed in the Sdiedule under 
serial numbers 2 to 7. In this Connection, Provision may 
be made to the effect that the validation costs to be 
borne by issuers pursuant to Articles 63 and 64 of the 
Validation Law shall, in the event of bankruptcy proceed- 
ings in respect of the issuers’ assets, be deemed to be 
first priority charges within the meaning of Article 58 
No. 2 of the German Bankruptcy Code. 

A r t i c 1 e V 

The Federal Republic may amend the Validation Law 
by enacting provisions permitting a subsequent granting 
of declaratory decrees in respect of Dollar Bonds in cases 
where the claimants' failure to comply with the registra- 
tion periods prescribed in the Validation Law was not 
due to gross negligence on their part. In this connection, 
the Federal Rt^public will provide that Claims for coni- 
pensation under declaratory decrees issued subsequently 
may not be asserted where such assertion would impair 
the Claims for compensation under Articles 52, 53 and 54 
of the Validation Law, and that Claims for compensation 
of the first-mentioned type shall be inadmissible to the 
extent that their admission would entitle the issuer to 
make the reductions provided for in Article 53, para- 
graph 2, or Article 54, paragraph 2, of the Validation 
Law. 

Article VI 

(1) This Agreement shall also apply to Land Berlin 
provided that the Government of the Federal Republic 
has not delivered a contrary declaration to the Govern- 
ment of the United States within three months from the 
date of entry into force of this Agreement. 
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(2) Bei der Anwendung des Abkommens auf das Land (2) In the application of this Agreement to Land Ber- 


Berlin gelten die Bezugnahmen auf die Bundesrepublik 
Deutschland auch als Bezugnahmen auf das Land Berlin. 

Artikel VII 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung; die 
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich in 
Washington ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt mit dem Austausch der Rati- 
fikationsurkunden in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig bevoll- 
mächtigten Unterzeichneten dieses Abkommen unter- 
schrieben. 

GESCHEHEN zu Bonn am 16. August 1960 in vier 
Urschriften, zwei in deutscher und zwei in englischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbind- 
lich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutsdiland; 
von Brentano 

Für die Vereinigten Staaten von Amerika: 

Walter Dowling 


lin, references to the Federal Republic of Germany shall 
be deemed also to be references to Land Berlin. 

’ Article VII 

(1) This Agreement shall require ratification; the In- 
struments of ratification shall be exchanged in Washing- 
ton as soon as possible. 

(2) This Agreement shall enter into force upon the 
exchange of the Instruments of ratification. 

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned, duly author- 
ized thereto, have signed this Agreement. 


DONE at Bonn in duplicate, in the German and English 
languages, both texts being equally authentic, this 
sixteenth day of August, 1960. 


For the Federal Republic of Geimany: 
von Brentano 

For the United States of America: 
Walter Dowling 
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Anlage 


Verzeichnis 

nach Artikel I Absatz 1 


Lfd, Nr. 

Ausst( 

in deutscher 

Bezeichnung 

3ller 

in amerikanischer 
Bezeichnung 

Ursprünglicher 

Zinssatz 

Bezeichnung 

Ausgabejahr 

1 

Ostpreußenwerk 

Aktiengesellschaft 

Garanten: 

Vereinigte Industrie- 
Unternehmungen Aktien- 
gesellsdiaft; Preußische 
Elektrizitäts-Aktien- 
gesellschaft 

East Prussian 

Power Company 
Guarantors: 

United Industrial 
Corporation; 
Prussian Electric 
Company 

6 '’/o 

First Mortgage 

Sinking Fund 

Gold Bonds 

Due June 1, 1953 

1928 

2 

Aktiengesellschaft 
Sächsische Werke 

Saxon Public 

Works, Inc. 

yVo 

First Mortgage 
Twenty-Year Sinking 
Fund Guaranteed 

External Loan 

Gold Bonds 

1925 

3 

Aktiengesellschaft 
Sächsische Werke 

Saxon Public 

Works, Inc. 

6b'2 0/o 

General and Refunding 
Mortgage Guaranteed 
Gold Bonds 

Due May 1, 1951 

1926 

4 

Aktiengesellschaft 
Sächsische Werke 

Saxon Public 

Works, Inc. 

6 ^/o 

Guaranteed 

Gold Notes 

Due July 15, 1937 

1932 

5 

Aktiengesellschaft 
Sächsische Werke 

Saxon Public 

Works, Inc. 

5Vo 

Guaranteed Serial 

Gold Notes 

Due March 1, 1943 

1933 

6 

Märkisches 

Elektrizitätswerk 

Aktiengesellschaft 

(jetzt: Brandenburgisch- 

Mecklenburgische 

Elektrizitätswerke 

Aktiengesellschaft) 

Brandenburg 

Electric Power 
Company 

6Vo 

Twenty-Five-Year 

First Mortgagc 

Sinking Fund 

Gold Bonds 

External Loan 

Due May 1, 1953 

1928 

7 

Uberlandzentrale 

Pommern 

Aktiengesellschaft 

Pomerania 

Electric Company 

6Vo 

Sinking Fund 

Mortgage 

Gold Bonds 

Due May 1, 1953 

1928 
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Schedule 

to Article I, Paragraph 1 


Ser. No, 

Issu 

in German 

Designation 

er 

in American 
Designation 

Original Rate 
of Interest 

Designation 

: Year of Issue 

1 

Ostpreussenwerk 

Aktiengesellschaft 

Garanten: 

Vereinigte Industrie- 
Unternehmungen Aktien- 
gesellschaft; Preussische 
Elektrizitaets-Aktien- 
gesellschaft 

East Prussian 

Power Company 
Guarantors: 

United Industrial 
Corporation; 
Prussian Electric 
Company 

6 Vo 

First Mortgage 

Sinking Fund 

Gold Bonds 

Due June 1, 1953 

1928 

0 

Aktiengesellschaft 
Saechsische Werke 

Saxon Public 

Works, Inc. 

TVo 

First Mortgage 
Twenty-Year Sinking 
Fund Guaranteed 

External Loan 

Gold Bonds 

1925 

3 

Aktiengesellschaft 
Saechsische Werke 

Saxon Public ! 

Works, Inc. 


General and Refunding 
Mortgage Guaranteed 
Gold Bonds 

Due May 1, 1951 

1926 

4 

Aktiengesellschaft 
Saechsische Werke 

Saxon Public 

Works, Inc. 

6Vo 

Guaranteed 

Gold Notes 

Due July 15, 1937 

1932 

5 

Aktiengesellschaft 
Saechsische Werke 

Saxon Public 

Works, Inc. 

5Vo 

Guaranteed Serial 

Gold Notes 

Due March 1, 1943 

1933 

6 

Maerkisches 

Elektrizitaelswerk 

Aktiengesellschaft 

(jetzt: Brandenburgisch- 

Mecklenburgische 

Elektrizitaets werke 

Aktiengesellschaft) 

Brandenburg : 

Electric Power 
Company 

6«/o 

Twenty-Five-Year 

First Mortgage 

Sinking Fund 

Gold Bonds 

External Loan 

Due May 1, 1953 

1928 

7 

überlandzentrale 

Pommern 

Aktiengesellschaft 

Pomerania 

Electric Company 

6W 

Sinking Fund 

Mortgage 

Gold Bonds 

Due May 1, 1953 

1928 


15 



